Landkreis Jerichower Land
Der Landrat

Bereich: SG ADV
Aktenzeichen: 1050 20
Datum: 13.05.15

Vorlagen-Nr.:
01/81/15 B

Beratungsfolge:

X offentliche Beratung
[] nichtoffentliche Beratung gem. § 4 GO d. KT

Fachausschuss:
KA: 03.06.15
Kreistag: 17.06.15

Beratungsgegenstand (Bezeichnunq):

Beitritt des Landkreises Jerichower Land zur Kommunalen IT-Union e.G.

Beschlussvorschlag:

Gemal § 45, Absatz 2, Satz 9 Kommunalverfassungsgesetz (KVG LSA), beschliel3t der

Kreistag den Beitritt des Landkreises Jerichower Land zur Kommunalen IT-UNION e.G. (KITU) mit

Wirkung zum 01.09.2015.

gez. Burchhardt

Beratungsergebnis:

Gremium TOP Datum Einstimmig JA Nein | Enth. | Zurlickverwiesen an
Fachausschuss

KA 6 03.06.15 X X

Kreistag 10 03.06.15 X X




Sachverhalt (Begriindunq):

1) Ausgangslage

Der Einsatz von Informationstechnologien (IT) ist ein zentrales und unabdingbares Instrument im
taglichen Verwaltungshandeln. Die Entwicklung in den vergangenen Jahren hat gezeigt, dass die
kreislichen Aufgaben zunehmend komplexer und vielschichtiger werden und eine starkere
Vernetzung mit anderen Behdrden, Verwaltungsebenen und Einrichtungen erfordern. Auch die
Umsetzung verschiedener gesetzlicher Erfordernisse auf dem Gebiet des Europa- und
Bundesrechts sowie die wachsende Nachfrage gerade jungerer Birger/innen nach einem einfachen
Zugang zu den Dienstleistungen der Kreisverwaltung bedingen standig wachsende Anforderungen
an eine leistungsfahige IT-Infrastruktur sowie innovative Hard- und Softwarelésungen.

Begrenzte finanzielle und personelle Ressourcen sowie die rasanten Innovationszyklen in der IT-
Branche erfordern neue Losungswege, um den Anforderungen an effizientes und transparentes
Verwaltungshandeln im Rahmen der kreislichen Aufgabenwahrnehmung auch in der Zukunft
gewachsen zu sein.

Vor diesem Hintergrund ist im Wege einer interkommunalen Zusammenarbeit

« die Biindelung der vorhandenen Ressourcen der Kommunen und Landkreise in Sachsen-Anhalt
zur gemeinsamen Aufgabenerfillung in einer belastbaren und tragfahigen Struktur,

« die zur Verfugung Stellung eines bedarfsorientierten Dienstleistungsangebotes im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnologie, welches sich die Kommunen und Landkreise im
Bedarfsfall bedienen kénnen ohne zeitintensive und formalisierende Beschaffungsverfahren
durchflihren zu missen,

 Austausch und Beratungsleistungen Uber die gesetzlichen eGovernment-Anforderungen
« die Verbesserung der strategischen Ausrichtung im IT-Bereich sowie
« die Moglichkeit eines intensiven Erfahrungsaustausches

von herausragendem Interesse.

2) Genossenschaft

Die dafur notwendige Struktur ist durch die Griindung der Kommunalen IT-UNION e.G. (KITU) im
Dezember 2009 geschaffen worden. Griindungsmitglieder sind die Landeshauptstadt Magdeburg,
die Gemeinde Barleben und der IT-Dienstleister KID Magdeburg GmbH.

Mittlerweile besteht die Genossenschaft aus insgesamt 34 Mitgliedern (Anlage 1); ein weiterer
Mitgliederzuwachs ist derzeit bereits absehbar.

Zweck der Genossenschaft ist die umfassende Unterstutzung ihrer Mitglieder zur wirtschaftlichen
Versorgung mit IT-Dienstleistungen und IT-Lieferungen und damit der Férderung der durch die
Mitglieder verfolgten offentlichen Zwecke durch einen gemeinschaftlichen Geschéaftsbetrieb. Eine
langfristig angelegte Zusammenarbeit beim Betrieb und der Entwicklung der kommunalen IT des
Landkreises Jerichower Land ist im Rahmen der KITU-Mitgliedschaft ein zukunftssicherer Weg, den
anspruchsvollen Anforderungen der nachsten Jahre gewachsen zu sein und ausreichend
Ressourcen fir die originaren Aufgaben der kommunalen Verwaltung bereitzustellen.

Unternehmensgegenstand der Genossenschatft ist




« die Erfassung und Strukturierung des Bedarfs der Mitglieder einschlief3lich des gemeinsamen
Einkaufs der erforderlichen Lieferungen und Leistungen,

« die Beratung der Mitglieder zur wirtschaftlichen Optimierung der Nachfrage, soweit dies gewiinscht
wird,

« die Bereitstellung von IT-Diensten einschliel3lich der Erbringung informationstechnischer und
beratender Dienstleistungen fir Mitglieder sowie die Deckung des festgestellten Bedarfs der
Mitglieder Uber die Dienstleistungsgesellschaft ,KID Magdeburg GmbH* (vgl. § 2 der Satzung der
KITU — Anlage 2).

Durch die Nutzung groRerer Strukturen sowie die Bundelung des Bedarfs an IT-Leistungen erdffnen
sich dem Landkreis Jerichower Land im Rahmen der genossenschaftlichen Arbeit

« Einsparpotentiale durch die Mdglichkeit eines ausschreibungsfreien Leistungsbezugs auf der
Grundlage bestehender Rahmenvertragsvereinbarungen,

« Optimierung IT-Betrieb, -Organisation und -Fihrung sowie der Bereitstellung der IT-Services

« Einspareffekte durch Mengenrabatte bei der Beschaffung von Hard- und Software sowie bei den
damit verbundenen Schulungs-, Wartungs- und Unterstitzungsdienstleistungen,

« mittelfristig eine Vereinheitlichung bzw. Standardisierung von IT-Kerntechnologien,
Fachanwendungen und Hardware-Ausstattungen aufgrund des geblndelten Bezuges mehrerer
Kommunen/Landkreise (Rahmenvertrage),

« auch perspektivisch eine gesicherte Untersetzung der Anforderungen an Datenschutz und
Informationssicherheit (Informationssicherheitsmanagement/ISMS),

« eine Reduzierung des externen Beratungsbedarfs durch den Erfahrungsaustausch mit anderen
Genossenschaftsmitgliedern bei Anwendung gleicher Verfahren.

3) Finanzielle Aspekte

Jahrlich fallen fur den Landkreis Jerichower Land pauschale Kosten in H6he von 1.200,00 Euro an,
mit denen der Aufwand der Genossenschaft abgedeckt wird. Die Beitragsordnung ist der Anlage 3
zu entnehmen. Ferner kommt eine einmalige Einlage in Hohe von 5.000 Euro hinzu, die im Falle
eines Austritts zurlickgezahlt wird. Die vorstehend genannten Mittel werden im Rahmen des
Haushaltes 2015 zur Verfigung gestellt.

Der finanzielle Rahmen fiir die Beschaffung von Hard- und/oder Software, fir Schulungs-,
Wartungs-, Unterstitzungsdienstleistungen usw. ist nach wie vor durch die im Haushalt
vorgegebenen Haushaltsanséatze der IT bestimmt. Dartiber entscheidet der Kreistag somit jahrlich
im Rahmen der Haushaltsplanung. Es ist sichergestellt, dass Auftréage innerhalb der
genossenschaftlichen Arbeit nur im Rahmen der Haushaltsansatze ausgeldst werden kénnen.
Unbeschadet des Vorstehenden ist der Landkreis auch im Rahmen einer KITU-Mitgliedschatft in
seiner Entscheidung frei, die Leistungen der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen. Er kann auch
sonstige Dritte beauftragen, sofern diese glnstigere Konditionen anbieten. Im Falle des Bezuges
der Leistungen durch die KITU entfallt jedoch das Ausschreibungserfordernis, da hier die
Voraussetzungen eines In-House-Geschaftes vorliegen.




4) Anzeigepflicht

Der Prozess der Bildung und Entwicklung der Genossenschaft wird auf Landesebene unterstitzt.
Das Landesverwaltungsamt hat auf der Grundlage der Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-
Anhalt (GO LSA) in der damals gultigen Fassung 88 116 ff. GO LSA die Zulassigkeit der
kommunalen, wirtschaftlichen Beteiligung an der KITU geprift. Die Prifergebnisse sind Inhalt der
Rundverfligung Nr. 47/09 vom 22.12.2009 und bestétigen, dass keine kommunalrechtlichen
Bedenken gegen den Beitritt von Kommunen des Landes Sachsen-Anhalt in die Genossenschaft
bestehen. (Anlage 4)

Anlagen:

1: Mitglieder der Kommunalen IT-Union e.G. (Stand 1.1.2015)

2: Satzung der Kommunalen IT-Union e.G.

3: Beitragsordnung der Kommunalen IT-Union e.G.

4: Rundverfligung Nr. 47/09 des Landesverwaltungsamtes vom 22.12.2009

Nachweis der haushaltsrechtlichen Ermachtigung:

Buchungsstelle / Bezeichnung: 11160100 525500 / nach Beschlussfassung erfolgt eine Neuzuord-
nung der Mittel

Planansatz: 5.000 EUR (einmalig)
+ 1.200 EUR (jahrlich)

abzigl. Bedarf fur das laufende Haushaltsjahr:
= Uberplanmé&Riger Aufwand
Deckung durch Mehrertrag bei




Vorlage: 01/81/15
Anlage 1 Mitglieder der Kommunalen IT-Union e.G. (Stand 1.1.2015)



Vorlage: 01/81/15
Anlage 2 Satzung der Kommunalen IT-Union eG
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Vorlage: 01/81/15
Anlage 3 Beitragsordnung der Kommunalen IT-Union

Anlage zu TOP 7

Beschluss (iber die Beitragsordnung der Kommunale IT-UNION eG (KITU)
(ARV-Drucksache Nr.13/2013, ARV-Beschluss Nr. B06/2013)

Mitgliedsbeitrage
Beitrdge in €
pro Monat pro Jahr
Kommunen (auBer Landkreise) Anzahl Einwohner
bis 10.000 50 600
10.001-50.000 100 1.200
50.001-100.000 200 2.400
ab 100.001 500 6.000
fur Landkreise wird der halbe Beitrag entsprechend dieser Staffelung berechnet
kommunale IT-Dienstleister / sonstige Anzahl MA
Unternehmen und Organisationen laut §3(1) der
Satzung der KITU unter 20 50 600
21-30 100 1.200
51-100 150 1.800
101 - 200 300 3.600
iber 200 500 6.000
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Vorlage: 01/81/15 _
_Anlage 4 Rundverfligung 47/09 des Landesverwaltungsamtes

Landwshungsami - Postoch 20 0F 56 ¢ 05308 Helle {Shale)

Landkreise
- Unters Kommunelaufeichtan -

Kommunalaufsiohs; _
Griindung der Kormunalen [T-lnion 8, G.;
Rundverfigung Mr. 4759

Uie Landeshaupistadt Ma@ﬁahus‘g hat _r.éefn Landesverwaltungsarmt dig Ep-
richtung der Kommunalen 1T-Unlorn oG zur Erbringung  vom  IT-
Dienstielsiungsn Im kommunalen Bareich des Landes Sachesr-Anhalt angs-
zeigl. Weitere Grindungsmitglieder der Genossenschalt sollen die Gamein-
de Barleben und die KID Magdeburg GmbH, elne Elgengesallschaf der Lan-
deshavpintadt Magdebury, sein, Die Geselschaft soll fhre Geschafistétigken
zum 01.01.2010 aufnehmen.

Zweck der Benossenschaft ist die umfassende Unterstitzung ihrer Mitglieder
zur wirtschaftiichen Versorgung mit IT-Dienstisistungen und IT-Listerungen
Und damit der Firderung der durch die Migieder verfoiglen Sffertichen
Zwetka durch ginen gemeinschaitichen Beschafishetriab. Dia Mitglieder
sind fref in threr En‘aschesdung, die Leistungen der Genossenschall in An-

sHrUGh 2z nshmen

- Gagenstand des Untermehmens ist

- de Erfassung und Strukturierung des Bedarfs der Mitglieder ein-
schlfeflich des gemainsamen Einkaufs der erforderlichen Ligferungen
und Lelstungen:

- dia Boratung der Mugheder zur wisthaftichen Opfimierung der

Nachfrage, soweit 88 gewiinscht wird:
- und die Bersitstellung von 1T-Disnsten einschlieBlich der Erbringung

informationstechnischer ung berstender Dienstleistungen for Mitglie=Rente
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Anlage 4 Rundverfügung 47/09 des Landesverwaltungsamtes


Selte 2/2

cler scw_wie Deckung des festgestelliten Be&arfs der Mitglieder Ober dis Qiﬁnsiieistungsge«-
salischaft ,KID Magdeburg GrmbH".

Bei der GrOndung der Genossenschaft handelt es sich um eing privatrechiliche Form der inter-
kommunalan Zusammenarbait nach § 2 Abs. 3 GKG LSA. Dis Zulgseigkeit der (interkommungien}
Gonossenschaft richiet sich nach §§ 116 #. GO LBA. Zisl des in § 118 Abs. 4 80 LSA gersgelten
Ortlichkeltsprinzips ist die Unterbindung des willkirlichen Wirtschafiens einer Komimune auf dem
Territorium einsr anderen Kemmune, Sofern aine Kemmunre im Rahman einer interkommunalen
Zusammanarbeit (Unabhéingig von deren Rechisform) w]ﬁschaﬁ!ii:h tatig wird, erfolgt sine Durch-
brachung des Urtlichkeltsprinzipe. Wit der Mitgliedschaft der Kommune in der @enm@asﬁmhaﬁ und
der damit verbundenen Aufgabeniibertiragung vergndert sich der ﬁﬁli&h@ Bareach LN die tsrrﬁﬁriau
le Ausdebinung der Genossenschafi. Eine Abwelchung vomn Ortlichkellspringip ist hier nicht gege-
ben, wail die Kommune nicht Gber thre Gemeindegrenzen hinaus in anderen Gemeindagebieien
wirtschafiat, sondern ming Aufgabe mit anderar Kemmunen gemeinachaftlich oder flreinander
wahrnimmi. ' | | '

Kommunairechtliche Bederksn gegen sinen Baeitritt ven Koemrunen des Landes Bachsen-Anhalt
i dhe Geroesenscheft bestehen toht. Det beabsichtigle Beitrit it gemal § 123 Abs. 2 GO LSA
der zustéindigen Kommunalaufsicnsbshords anzuzeigen.

Vor dem Hintergrund der Tétigkeit der Genossenschaft sel an dieser Stelle auch auf den zwischen
der IT- chsutt Halle GmbM und der Kommunale informationsdienste Magdeburg OmbH ge-
schiossansn Arbeitsgemnelnachaftsvertrag (ARGE) hingewiessn, Die ARGE ist durch das Mi LBA
mit der Lieferung und Fiithrung eines elektronischen Personenstandsregisters basierend aul dem
Programm ePR21 dar Firma akomz‘i beauftragi, welches die Kommunen nutzen kinnen, sofern
gie die ARGE entsprechend beauftragen. - |

loh bitte um Kennthisnahme und Beachtuny.

Im Aufirag

Harms
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